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ausgewählten Fälle später zu nahezu identischen Originalexamensfällen. Die Themenkreise sind weiter hochaktuell. Examensklau-
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und bei der Lösung ein einheitliches Ganzes ergeben. Subjektives Merkmal ist, wie der Ersteller die objektiven Merkmale gewichtet 
hat. Hier zeigt sich sein Ideengebäude, welches zu erfassen die wesentliche Aufgabe bei der Klausurbewältigung ist.
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 FALL 1: 

 Mike Macher 
Sachverhalt: 

Mike Macher hat sein Informatikstudium wenige Semester vor seiner Diplomprüfung abgebrochen. Er hatte schon während seines 
Studiums für kleinere Gewerbetreibende System- und anspruchsvolle Anwendersoftware entwickelt. Als das Geschäft immer besser 
fl orierte, sah er keine Notwendigkeit mehr, seine Zeit ständig in der Uni zu vertrödeln. Inzwischen entwickelt und vertreibt er haupt-
berufl ich System- und Netzwerksoftware. 

Auch privat geht es bei Mike seit einigen Monaten wieder bergauf. Nachdem er sich im Januar 2024 von seiner damaligen Ehefrau 
Elvira hat scheiden lassen, heiratete er im Juni 2024 seine nicht berufstätige Freundin Fiona. Im November 2024 wurde der ge-
meinsame Sohn Sascha geboren. An Elvira zahlt Mike seit Januar 2024 monatlich Unterhalt in Höhe von 500 €. Dies schmerzt Mike 
deshalb besonders, weil ihn schon das Scheidungsverfahren 3.600 € gekostet hatte.

Für das Jahr 2024 hat Mike Gewinne aus seinem Unternehmen in Höhe von 75.000 € erklärt. Dabei hat er die genannten Vorgänge 
wie folgt berücksichtigt:

1. Im Dezember 2024 hatte er aus seiner Ladenkasse 1.000 € zum Einkauf von Weihnachtsgeschenken entnommen. Er hat von 
seinem Freund L. Idl, der einen großen Supermarkt betreibt, gehört, dass solche Barentnahmen für private Zwecke dem Gewinn 
hinzuzurechnen seien. Dementsprechend hatte er seinen Gewinn um 1.000 € erhöht.

2. Im Juli hatte Mike für L. Idl ein speziell auf dessen Bedürfnisse abgestimmtes Betriebssystem und entsprechende Anwendersoftware 
entwickelt. Nachdem die Programme fertig gestellt waren und in dem Supermarkt auch problemlos liefen, hat Mike dann aber dar-
auf verzichtet, seinem Freund das Honorar (5.500 €) in Rechnung zu stellen. Dies deshalb, weil L. Idl ihm von dem steigenden 
Konkurrenzdruck und von der Absicht erzählt hatte, sein hochwertiges Feinkostsortiment in Zukunft wohl auf günstigere Produkte 
umstellen zu müssen, da sich sein Laden anderenfalls nicht halten könne. Einnahmen hat Mike dementsprechend nicht veranschlagt.

3. Ebenfalls im Juli wurden durch direkte Sonnenbestrahlung bei hochsommerlichen Temperaturen 400 Hochglanzbroschüren des 
Mike, die er zu Präsentationszwecken an potentielle Kunden verschicken wollte, zerstört. Den Wert der Broschüren, die er im Juni 
2024 auf Rechnung seines Betriebes angeschaff t hat, hat Mike in Höhe von 250 € als Betriebsausgaben angesetzt. Schließlich mus-
ste er die verlorenen Broschüren ja ersetzen.

4. Im Januar 2024 hatte sich Mike für den Betrieb einen Mercedes C-Klasse Kombi zu einem Kaufpreis von 30.000 € (Listenpreis: 
30.000 €) angeschaff t, den er etwa sechs Jahre nutzen will. Privat nutzt Mike das Auto nur gelegentlich (ca. 20 %). Da er sich über 
die Behandlung eines „betrieblichen Pkw“ unsicher war, hat er diesen Vorgang bisher vorsichtshalber gar nicht berücksichtigt.

5. Von seiner Freundin und jetzigen Frau darauf aufmerksam gemacht, dass die von Mike gewöhnlich getragene „Rocker-Kluft“ bei 
den Kunden wenig vertrauenerweckend wirken könnte, ist Mike über seinen Schatten gesprungen und hat sich einen Designer-
Anzug gekauft, den er ausschließlich dann trägt, wenn Kundenbesuche anstehen. Innerlich „widert es ihn nämlich an“, herumzulau-
fen wie die „Bürohengste“. Die Anschaff ungskosten in Höhe von 500 € hat Mike daher als Betriebsausgaben geltend gemacht.

6. Im März hatte Mike zur Modernisierung seiner Computeranlagen bei der Cornetto-Bank ein Darlehen in Höhe von 5.000 € aufge-
nommen. Den Zufl uss der Darlehensvaluta hatte er als Betriebseinnahme erfasst.

7. Für sein Geschäft schaff te sich Mike auch ein Mobiltelefon an, das er wegen der ständigen Bewegung in der technischen 
Entwicklung wohl nur drei Jahre wird nutzen können. 

Die Anschaff ungskosten von 390 € hatte er im Wege der AfA auf die zu erwartende Nutzungsdauer verteilt, für 2024 also 130 € an-
gesetzt.

8. Bei dem Besuch eines Kunden stolperte Mike selbstverschuldet über dessen Dackel und erlitt hierbei einen Bänderriss. Für die 
Behandlung hatte Mike 100 € selbst zu tragenden Aufwand, den er nicht abgesetzt hat.

9. Schon 2022 hatte Mike ein Grundstück gekauft, auf dem er ein Betriebsgebäude errichten wollte. Da sich seine betrieblichen 
Expansionspläne jedoch zerschlagen haben, hat er das Grundstück 2024 wieder verkauft. Hierbei entstand ein Gewinn von 15.000 €. 
Mike ist sich über die Behandlung dieses Vorganges im Unklaren. AfA hat er bisher nicht geltend gemacht.

10. Die Miete für die Büroräume des Mike ist jeweils zum Monatsende in Höhe von 1.000 € fällig. Die Miete für Dezember 2024 ist 
wegen eines Software-Fehlers der Bank über den Jahreswechsel indessen erst am 09.01.2025 gezahlt worden. Dementsprechend 
hat Mike auch für Dezember 2024 keine Betriebsausgaben mehr angesetzt.

11. Im Oktober 2024 nahm Mike an einer Fachtagung teil. Auf dem Weg nach Hause wurde er wegen einer Geschwindigkeitsüberschreitung 
„geblitzt“. Die 75 € Bußgeld zahlte er noch im Dezember 2024. Sie sind noch nicht berücksichtigt.

Bearbeitervermerk:

In einem umfassenden Gutachten, das auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen eingeht, ist das zu versteuernde Einkommen der 
Eheleute Mike und Fiona Macher für das Jahr 2024 zu ermitteln. Es ist davon auszugehen, dass erforderliche Anträge gestellt und 
nötige Zustimmungen erteilt sind. Mike möchte im Zweifel die höchsten Beträge absetzen.

 Lösung



hemmer-Methode: Der vorliegende Fall soll dazu dienen, Ihnen den Einstieg in die steuerrechtliche Fallbearbeitung zu 
erleichtern. Wenn Sie Hemmer/Wüst/Hölzle/Pinter, Basics Steuerrecht, oder auch schon Hemmer/Wüst, Einkommensteu-
errecht gelesen haben, sind Sie zwar schon mit der Strukturierung von steuerrechtlichen Klausuren vertraut. Jedoch stellt 
das Training am komplexen großen Fall eine nicht zu ersetzende Übung dar.
Der Aufbau des hier gestellten Falles entspricht dem einer typisierten Examensklausur. Es soll einmal das gesamte Schema 
der Einkommensteuerermittlung klausurmäßig durch geprüft werden. Als materiellrechtliche Gegenstände des Falles 
wurden Probleme ausgewählt, die zwar durchaus zum Standardrepertoire gehören und in irgendeiner Form immer wieder 
Gegenstand von Examensklausuren sein werden, jedoch nicht zu unterschätzen sind. 
Für den Fall, dass Sie bei der Durcharbeit der Klausur bemerken, dass Sie vereinzelt „Lücken“ haben und Bedarf besteht, 
über die Falllösung hinaus in das Problem einzusteigen, weisen wir am Ende eines jeden Komplexes auf die entsprechenden 
Fundstellen in Hemmer/Wüst/Hölzle/Pinter, Basics Steuerrecht, und Hemmer/Wüst, Einkommensteuerrecht hin. Die Basics 
dienen dem schnellen Überblick und der Hinführung zum steuerrechtlichen Systemverständnis und Problembewusstsein, 
das Hauptskript der vertiefenden Erarbeitung der Materie.
Viele der in diesem Einstiegsfall behandelten Probleme werden Ihnen aber auch in den nachfolgenden Fällen wieder 
begegnen, die eine Auswahl der unseres Erachtens typischen Examensprobleme darstellen und teilweise auf originalen 
Examensklausuren beruhen.
Ziel dieser Fallsammlung ist es nicht, den Examensfall zu treff en und das notwendige Fachwissen zu vermitteln. 
Vielmehr soll mit diesem Skript auf das in unseren Skripten Hemmer/Wüst/ Hölzle/Pinter, Basics Steuerrecht, Hemmer/Wüst, 
Einkommensteuerrecht und Hemmer/Wüst, Abgabenordnung vermittelte Wissen aufgebaut und die Technik der Falllösung 
vermittelt werden. Wie auch in anderen Rechtsgebieten gilt, dass nur das Training am großen Fall die richtige Vernetzung 
von Problemfeldern und das übergreifende Systemverständnis schaff en kann. 

 A. Persönliche Verhältnisse

hemmer-Methode: Oft sind in Examensklausuren Ausführungen zu den persönlichen Verhältnissen ausdrücklich 
ausgeschlossen. Achten Sie also immer genau darauf, was gefragt ist.

I. Persönliche Steuerpfl icht

Mike und Fiona Macher müssten zunächst persönlich einkommensteuerpfl ichtig sein.

Die Einkommensteuerpfl icht richtet sich nach §§ 1, 1a EStG. Nach § 1 I EStG sind natürliche Personen unbeschränkt einkommen-
steuerpfl ichtig, die im Inland einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.

hemmer-Methode: Unbeschränkte Ein kommensteuerpfl icht bedeutet, dass der Steuerpfl ichtige mit seinem gesamten 
Vermögen der deutschen Einkommensteuer unterliegt. Es gilt das Welteinkommensprinzip. Auch die Gewinne aus einer 
Schafszucht in Australien werden unter den Voraussetzungen des § 1 I EStG in Deutschland der Besteuerung unterworfen, 
wenn nicht ein Doppelbesteuerungsabkommen mit Australien besteht, das dies verhindert.
Vertiefend hierzu Hemmer/Wüst/Hölz le/Pinter, Basics Steuerrecht, Rn. 40-46 und Hemmer/Wüst, Einkommensteuerrecht, 
Rn. 21 ff . mit instruktiven Beispielsfällen.
Juristische Personen unterliegen mit ihrem Einkommen der Körperschaftsteuer. Das EStG fi ndet nur dort Anwendung, wo 
z.B. Dividenden an Anteilseigner als natürliche Personen ausgeschüttet werden, vgl. § 2 I S. 1 Nr. 5, § 20 I Nr. 1 EStG.

Die Begriff e des Wohnsitzes und des gewöhnlichen Aufenthaltes sind in §§ 8, 9 AO legal defi niert. 

Aufgrund fehlender Sachverhaltsangaben ist davon auszugehen, dass Mike und Fiona Macher in Deutschland wohnen.

hemmer-Methode: Verwenden Sie weder zu viel Platz noch zu viel Zeit für Unproblematisches. Insbesondere im Steuerrecht 
ist die Klausur auch ein Kampf gegen die Zeit. In den seltensten Fällen umfasst der Sachverhalt weniger als 1 ½ Seiten. 
Zudem langweilen Sie den Korrektor, wenn Sie Unproblematisches zu ausführlich prüfen.

Mike und Fiona Macher sind mithin unbeschränkt einkommensteuerpfl ichtig.

II. Veranlagungsform

Mike und Fiona Macher sind verheiratet. Es ist daher zu prüfen, wie die Ehegatten zu veranlagen sind.

In Betracht kommt eine Zusammenveranlagung nach §§ 26, 26b EStG. Nach § 26 II S. 3 EStG ist für eine Zu sammen veranlagung 
erforderlich, dass die Ehegatten ihr Wahlrecht durch Erklärung gegenüber dem Finanzamt ausüben. Ob eine solche Erklärung abge-
geben wurde, geht aus dem Sachverhalt nicht hervor. 

Für diesen Fall normiert § 26 III EStG, dass von einer Zusammenveranlagung auszugehen ist (gesetzliche Vermutung).

Es fragt sich jedoch, ob die hierfür erfor derlichen Voraussetzungen vorliegen. Grundsätzlich ist eine Zusammenveranlagung dann 



möglich, wenn beide Ehegatten unbeschränkt einkommensteuerpfl ichtig, bürgerlich-rechtlich wirksam verheiratet sind und nicht dau-
ernd getrennt leben, § 26 I EStG. Es reicht aus, wenn diese Voraussetzungen an nur einem Tag im Jahr vorgelegen haben. 

hemmer-Methode: Auch Ehegatten, die erst am 31.12. eines Jahres heiraten, können für dieses Jahr also noch die 
Zusammenveranlagung wählen. 

Diese Voraussetzungen sind bezüglich Mike und Fiona Macher gegeben. 

Zu prüfen bleibt aber, wie es sich auswirkt, dass Mike im Jahr 2024 auch mit Elvira verheiratet war. Hierzu triff t § 26 I S. 2 EStG eine 
Regelung. 

Danach bleibt eine im Veranlagungszeitraum geschiedene Ehe, auch wenn sie die Voraussetzungen des § 26 I S. 1 EStG erfüllt, 
unberücksichtigt, wenn einer der Ehegatten erneut heiratet und auch diese neue Ehe die Voraussetzungen einer Zusammenveran-
lagung erfüllt. 

Für den vorliegenden Fall bedeutet dies, dass die Ehe zwischen Mike und Fiona steuerrechtlich im Sinne der §§ 26, 26b EStG be-
rücksichtigt wird, während die Ehe zwischen Mike und Elvira nicht unter § 26 I S. 1 EStG zu fassen ist.

hemmer-Methode: Auch bei der Veranlagung der Elvira wird aber die Splitting-Tabelle angewandt, da es sich bei ihr um 
einen sog. „nicht berücksichtigungsfähigen Ehegatten“ handelt, § 32a VI S. 1 Nr. 2 EStG.
Zu der Veranlagung von Ehegatten vergleichen Sie Hemmer/Wüst/Hölz le/Pinter, Basics Steuerrecht, Rn. 54 ff . und Hemmer/
Wüst, Einkommensteuerrecht, Rn. 551 ff . 

Bei einer Zusammenveranlagung von Ehegatten nach §§ 26, 26b EStG werden die Einkünfte, die die Ehegatten erzielt haben, zu-
sammengerechnet. Die Einkünfteermittlung ist daher zunächst für beide Ehegatten getrennt vorzunehmen.

hemmer-Methode: Für Sie in der Klausur bedeutet dies im Regelfall, dass Sie im Vorspann auf die gemeinsame Veranlagung 
hinweisen und dann genauso weiter prüfen können, wie Sie es auch bei nur einer Person tun würden. Weitere Probleme 
ergeben sich nicht, weil Sie nur in absoluten Ausnahmefällen die festzusetzende Steuer zu ermitteln haben werden. Schon 
die Berechnung des zu versteuernden Einkommens, wie hier verlangt, stellt einen Ausnahmefall dar.

III. Berücksichtigung von Kindern

Mike und Fiona Macher haben einen gemeinsamen Sohn.

Für diesen erhalten sie unabhängig von der Höhe des Einkommens monatlich Kindergeld ausbezahlt, § 31 S. 3 EStG. Erst wenn das 
zu versteuernde Einkommen feststeht, kann ermittelt werden, ob sich der Freibetrag nach § 32 VI EStG für die Eheleute günstiger 
auswirkt, § 31 S. 4 EStG. Diese Feststellung triff t das Finanzamt von sich aus und gewährt automatisch die den Steuerpfl ichtigen 
günstigere Regelung.

hemmer-Methode: An dieser Stelle konnten die Ausführungen knapp gehalten werden, da im konkreten Fall das zu 
versteuernde Einkommen zu berechnen und deshalb noch einmal hierauf zurückzukommen sein wird.

 B. Sachliche Steuerpfl icht des Mike Macher

I. Einkünfte des Mike Macher

hemmer-Methode: Die Bemessungsgrundlage für die tarifl iche Einkommensteuer ist nach § 2 V S. 1 EStG das zu versteuernde 
Einkommen. Zu versteuerndes Einkommen ist das Einkommen, vermindert um den Freibetrag nach § 32 VI EStG und die 
sonstigen vom Einkommen abzuziehenden Beträge. Das Einkommen seinerseits errechnet sich aus dem Gesamtbetrag 
der Einkünfte, vermindert um Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen, § 2 IV EStG. Der Gesamtbetrag der 
Einkünfte ist gemäß § 2 III EStG die Summe der Einkünfte vermindert um den Altersentlastungsbetrag, den Entlastungsbetrag 
für Alleinerziehende und den Abzug nach § 13 III EStG. Was Einkünfte sind, bestimmt § 2 II EStG. Dieser stellt hierbei auf die 
verschiedenen Einkunftsarten des § 2 I S. 1 Nrn.1 bis 7 EStG ab.
Der Prüfungsaufbau für Ihre Klausur ergibt sich damit vollständig aus § 2 II-V EStG!

Wegen des Grundsatzes des numerus clausus der Einkunftsarten ist zunächst festzustellen, unter welche Einkunftsart des § 2 I S. 1 
Nrn.1 bis 7 EStG die Einkünfte aus dem Betrieb des M subsumiert werden können.



1. Gewerbliche Einkünfte

Es könnte sich hierbei um gewerbliche Einkünfte im Sinne der §§ 2 I S. 1 Nr. 2, 15 EStG handeln.

Wann eine gewerbliche Tätigkeit vorliegt, bestimmt § 15 II EStG. Hiernach sind Einkünfte aus § 2 I S. 1 Nr. 2, § 15 EStG dann an-
zunehmen, wenn die Betätigung nachhaltig und selbständig mit der Absicht, Gewinn zu erzielen, unter Beteiligung am allgemeinen 
Wirtschaftsverkehr durchgeführt wird und sich weder als Ausübung von Land- und Forstwirtschaft (§ 13 EStG) noch als Ausübung 
eines freien Berufs oder einer anderen selbständigen Tätigkeit (§ 18 EStG) sowie nicht als reine Vermögensverwaltung (§ 14 S. 3 
AO) darstellt.

a) Selbständige Tätigkeit

Der M betreibt sein Unternehmen auf eigene Rechnung und auf eigenes wirtschaftliches Risiko. Hierbei unterliegt er niemandes Wei-
sung und ist sowohl in der Wahl seines Arbeitsplatzes als auch in der Einteilung seiner Arbeitszeit frei. Er übt damit eine selbständige 
Tätigkeit aus.

b) Nachhaltigkeit

Diese wird auch nachhaltig betrieben, da M den Betrieb bereits über längere Zeit führt. Im Übrigen würde eine einmalige, aber mit 
Wiederholungsabsicht unternommene Betätigung ausreichen.

c) Gewinnerzielungsabsicht

Auch die Absicht des M, mit dem Unternehmen Gewinn zu erzielen, kann hier nicht in Frage gestellt werden. Die Betätigung dient der 
Sicherung der Existenzgrundlage des M.

d)  Teilnahme am allgemeinen Wirtschaftsverkehr

Hierbei nimmt M auch am allgemeinen Wirtschaftsverkehr dadurch teil, dass er seine Dienstleistung für Dritte erkennbar am Markt 
gegen Entgelt anbietet.

Die vier Positivmerkmale, die für alle Gewinneinkunftsarten des § 2 I S. 1 Nrn. 1 bis 3 EStG gleichermaßen gelten, da anderenfalls 
§§ 13 und 18 EStG nicht explizit hätten ausgeschlossen werden müssen, sind daher erfüllt.

2.  Gewerbliche Tätigkeit nur, wenn keine frei berufl iche Tätigkeit vorliegt, § 15 II EStG

Fraglich ist indes, ob sich die Betätigung des M nicht als selbständige Tätigkeit i.S.d. § 18 I Nr. 1 S. 2 EStG und damit als freiberufl iche 
darstellt. In diesem Fall lägen gemäß des in § 15 II EStG normierten Negativkatalogs keine gewerblichen Einkünfte vor.

a) Katalogberuf

Zu prüfen ist zunächst, ob die Tätigkeit des M nicht unter einen der in § 18 I Nr. 1 S. 2 EStG genannten Katalogberufe fällt.

In Betracht kommt hier der Beruf des Ingenieurs. Dieser setzt jedoch den Erwerb von Fachkenntnissen durch ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium voraus. Deshalb ist Ingenieur i.S.d. § 18 I Nr. 1 S. 2 EStG, wer nach den landesrechtlichen Ingenieursgesetzen 
auf Grund seiner Ausbildung berechtigt ist, diese Berufsbezeichnung zu führen.1 Mike Macher hat sein Hochschulstudium indes ab-
gebrochen und ist mithin nicht berechtigt, den Titel des Dipl.-Ing. zu führen. 

Eine Subsumtion unter den steuerrechtlichen Ingenieursbegriff  ist daher nicht möglich.

b) Ähnlicher Beruf

Bei der Tätigkeit des Mike könnte es sich jedoch um einen ähnlichen Beruf i.S.d. § 18 I Nr. 1 S. 2 EStG handeln.

Hierzu ist zunächst zu fragen, wie die Ähnlichkeit zu den Katalogberufen zu bestimmen ist. In Betracht käme es, die gesamte Gruppe 
der Katalogberufe zum Vergleich heranzuziehen.

Dies führte aber wegen der Heterogenität der aufgezählten Berufe zu keinen gesicherten Ergebnissen. 

Diese sind in ihren Anforderungen an die Berufsausbildung wie an die Berufsausübung so verschieden, dass es bei einem Vergleich 
mit der ganzen Gruppe kaum möglich wäre, aussagekräftige Kriterien zu schaff en.

Demgemäß ist für die Bestimmung eines ähnlichen Berufs im Sinne der Norm nur ein Vergleichsberuf heranzuziehen, der schon 
die größte Ähnlichkeit aufweist. Dann ist ein Vergleich anhand der Berufsausbildung, dem Tätigkeitsprofi l und der Bandbreite der 
angebotenen Tätigkeit vorzunehmen. 

Als Vergleichsberuf kommt vorliegend der des Ingenieurs in Betracht. M kann seine Kenntnisse nicht durch einen Hochschulab-

1   BFH, Urteil vom 18.06.1980, I R 109/77. 



schluss nachweisen. Ist dieser aber für den Vergleichsberuf Voraussetzung, so kann ein ähnlicher Beruf nur angenommen werden, 
wenn der Steuerpfl ichtige seine Tätigkeit auf dem gleichen Niveau auszuüben in der Lage ist und tatsächlich ausübt, wie der Kata-
logberuf dies erfordert. Insbesondere muss die gleiche Bandbreite an Fähigkeiten erworben worden sein.

M entwickelt System- und Netzwerksoftware. 

Dies entspricht vom Tätigkeitsprofi l her durchaus der Tätigkeit eines Dipl.-Informatikers. Das Anforderungs- und Tätigkeitsprofi l stellt 
sich völlig entsprechend dar. Auch ein Dipl.-Informatiker wäre an entsprechender Stelle nicht in der Lage, weitergehende Leistungen 
anzubieten.

Die Tätigkeit des M kann daher als ähnlicher Beruf i.S.d. § 18 I Nr. 1 S. 2 EStG anerkannt werden. M erzielt daher Einkünfte aus 
freiberufl icher Tätigkeit.

hemmer-Methode: Anders könnte dies zu beurteilen sein, wenn M nur Anwendersoftware entwickeln würde. Dabei könnte 
es sich nämlich auch um „Trivialsoftware“ handeln. Dies würde zur Annahme einer gewerblichen Tätigkeit führen. Nach 
der ständigen Rechtsprechung des BFH setzt jede ingenieurähnliche Tätigkeit i.S. des § 18 I Nr. 1 S. 2 EStG kumulativ 
voraus, dass die Tätigkeit in ihren wesentlichen Elementen dem Beruf des Ingenieurs in Theorie (Ausbildung, Kenntnisse, 
Qualifi kation) und Praxis (berufl iche Tätigkeit) gleichwertig ist.2 Dies ist bei Trivialsoftware nicht gegeben.  
Wichtig ist außerdem, dass es sehr umstritten ist, ob ein ähnlicher Beruf dann angenommen werden kann, wenn für 
die Ausübung des Vergleichsberufs eine berufsrechtliche Erlaubnis nötig ist. Kann zum Beispiel der Referendar, der 
rechtsberatend tätig ist, einen dem Rechtsanwalt ähnlichen Beruf ausüben? 
Hier können Sie in der Klausur mit entsprechender Argumentation alles vertreten – der BFH3 bejaht die Frage jedoch. 
Lesen Sie vertiefend zu der Abgrenzung zwischen § 15 und § 18 EStG und zur Annahme eines ähnlichen Berufs Hemmer/
Wüst/Hölzle/Pinter, Basics Steuerrecht, Rn. 225 ff ., 268 ff . und Hemmer/Wüst, Einkommensteuerrecht, Rn. 139, 212.

II. Gewinnermittlung

Gemäß § 2 II S. 1 Nr. 1 EStG sind die Einkünfte aus selbständiger Arbeit im Sinne von § 2 I S. 1 Nr. 3, § 18 EStG der erzielte Gewinn.

Für die Gewinnermittlung verweist § 2 II S. 1 Nr. 1 EStG auf die §§ 4-7k EStG und § 13a EStG.

Es gibt grundsätzlich zwei Möglichkeiten, den Gewinn zu errechnen:

Den Betriebsvermögensvergleich nach § 4 I EStG und die Einnahme-Überschuss-Rechnung gemäß § 4 III EStG. Da im Sachverhalt 
nichts dafür ersichtlich ist, dass Mike Bücher führt, kommt nur die Gewinnermittlung nach § 4 III EStG in Betracht.

Es fragt sich, ob M berechtigt ist, seinen Gewinn auf diese Weise zu errechnen.

Gemäß § 4 III EStG darf seinen Gewinn durch Gegenüberstellung der Betriebseinnahmen und der Betriebsausgaben ermitteln, wer 
nicht durch gesetzliche Vorschriften zur Führung von Büchern verpfl ichtet ist und auch tatsächlich keine Bücher führt.

Wer in diesem Sinne buchführungspfl ichtig ist, regeln die §§ 140, 141 AO. Hierbei normiert § 140 AO eine derivative Buchführungs-
pfl icht. Hiernach obliegen einem Steuerpfl ichtigen auch steuerrechtlich Buchführungspfl ichten, wenn dies in anderen Gesetzen ange-
ordnet ist. In Betracht kommt insoweit § 238 HGB, der für M aufgrund der freiberufl ichen Tätigkeit indes nicht einschlägig ist. 

Auch die originäre Buchführungspfl icht nach § 141 AO greift hier nicht, da diese nur für Gewerbetreibende und Land- und Forstwirte 
gilt.

M ist daher nicht zur Führung von Büchern verpfl ichtet und mithin berechtigt, seinen Gewinn durch die vereinfachte Methode des § 4 
III EStG zu ermitteln, also durch Überschuss der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben.

III. Einnahmen

M hat für das Jahr 2024 einen Gewinn in Höhe von 75.000 € erklärt. Es ist zu prüfen, wie sich die genannten Vorfälle auf diesen 
Gewinn auswirken.

1. Die Geldentnahme

Gemäß § 4 I S. 1 EStG sind für private Zwecke getätigte Entnahmen dem Gewinn hinzuzurechnen. In § 4 III EStG fi ndet sich keine 
Verweisungsvorschrift auf die Entnahmeregelungen des § 4 I EStG. Aus dem System der Gewinnermittlung und dem Grundsatz der 
Totalgewinngleichheit ergibt sich jedoch, dass nur betrieblich veranlasste Vorgänge Gewinnauswirkung haben dürfen. Der § 4 III-
Rechner darf insoweit nicht anders behandelt werden als derjenige, der seinen Gewinn nach § 4 I EStG ermittelt.

hemmer-Methode: Der Grundsatz der Totalgewinngleichheit sollte ein Ihnen geläufi ges Stichwort sein. Die 
Berechnungsmethoden nach § 4 I EStG und § 4 III EStG können zwar in einzelnen Veranlagungszeiträumen zu 
verschiedenen Ergebnissen führen. Bei der Betrachtung der Gesamtlebensdauer des Betriebes jedoch muss ein identisches 
Betriebsergebnis ermittelt werden. 

2   BFH-Urteile vom 17.01.2007, XI R 5/06, BFHE 216, 334, BStBl II 2007, 519; in BFHE 206, 233, BStBl II 2004, 989, zur Programmierung 
von Anwendungssoftware.

3   BFH, Urteil vom 20.04.1972, IV R 7/72.



Bei § 4 I EStG und § 4 III EStG handelt es sich lediglich um verschiedene Berechnungsmethoden. Die beiden Methoden 
sollen auch im Hinblick auf Art. 3 I GG nicht zu verschiedenen Ergebnissen führen.
Lesen Sie hierzu Hemmer/Wüst/Hölzl e/Pinter, Basics Steuerrecht, Rn. 471 und Hemmer/Wüst, Einkommensteuerrecht, 
Rn. 439 ff ., 452. 

Die Entnahmevorschriften müssen daher auch für den § 4 III-Rechner Anwendung fi nden. Eine Besonderheit gilt insoweit jedoch für 
Geldentnahmen. Der Zufl uss des Geldes ist bereits als Betriebseinnahme gebucht worden. 

Bei der § 4 III-Rechnung handelt es sich, anders als bei der Gewinnermittlung nach § 4 I EStG, nicht um eine Gegenüberstellung von 
Vermögenswerten (Vermögensrechnung), sondern um eine reine Geldrechnung. 

Geld, das aber schon bei der Vereinnahmung als Betriebseinnahme gebucht worden ist, wurde bereits gewinnerhöhend steuerlich 
erfasst. Wird das Geld nun aus privaten Gründen entnommen, darf dies nicht erneut den Gewinn erhöhen. Denn sonst würde der 
Betrag doppelt besteuert. Betriebsausgaben können daher ebenfalls nicht angenommen werden.

hemmer-Methode: Bei der § 4 I-Rechnung sind Geldentnahmen zu erfassen, weil es sich hierbei um eine Vermögensrechnung 
handelt. Auch Forderungen und Außenstände sind schon in die Bilanz aufzunehmen. Entsprechend müssen auch 
Geldentnahmen steuerlich berücksichtigt werden. Andere Wirtschaftsgüter als Geld können hingegen auch beim § 4 III-
Rechner eingelegt und entnommen werden. 
Zur § 4 I-Rechnung lesen Sie Hemmer/Wüst, Einkommensteuerrecht, Rn. 415 ff . 

Mike hat die 1.000 € folglich zu Unrecht seinem Gewinn hinzugerechnet. Es ergibt sich eine steuerliche Auswirkung von - 1.000 €.

2. Der Honorarverzicht

Es ist zu prüfen, wie es sich auswirkt, dass Mike dem L. Idl gegenüber auf sein Honorar verzichtet hat.

Grundsätzlich gilt bei der Gewinnermittlung nach § 4 III EStG das Zu- und Abfl ussprinzip des § 11 EStG. Einnahmen sind in dem Zeit-
punkt zu erfassen, in dem sie dem Steuerpfl ichtigen zufl ießen, Ausgaben dann, wenn sie abfl ießen. Ein Zufl uss erfolgte vorliegend 
nicht, sodass die Nichtberücksichtigung zu Recht erfolgt sein könnte. 

Indes ist zu bedenken, dass die Entstehung einer betrieblichen Forderung bei dem § 4-III-Rechner zwar noch keine Gewinnauswir-
kung zeitigt, die Forderung aber sehr wohl als nicht abnutzbares Wirtschaftsgut Gegenstand des (Anlage-) Betriebsvermögens wird.4 

Stellt sich der Verzicht auf die Honorarforderung nun aber als privat veranlasster Vorgang dar, so wird die betrieblich entstandene 
Forderung aus privaten Gründen, also nicht als Betriebsausgabe i.S.d. § 4 IV EStG, dem Betriebsvermögen entzogen. Bei privat 
veranlasstem Verzicht ist der Wert der Forderung daher dem Gewinn hinzuzurechnen, da dieser anderenfalls der Besteuerung ent-
zogen werden würde.5

Dieses Ergebnis rechtfertigt sich auch aus einem Vergleich mit dem § 4 I - Rechner. Dieser hat die Forderung mit Entstehung zu 
bilanzieren. Die privat veranlasste Entnahme führt dann nach § 4 I S. 1 EStG zu einer Gewinnerhöhung um den Wert der Forderung, 
§ 6 I Nr. 4 EStG. Nach dem Prinzip der Totalgewinngleichheit muss der § 4 III - Rechner diesen Betrag daher auch versteuern.

hemmer-Methode: Daraus folgt aber auch, dass der Verzicht aus betrieblichen Gründen zu einer fi ktiven Betriebsausgabe 
führt, sich im Ergebnis also keine Gewinnauswirkung ergibt. Denken Sie immer auch an die mögliche Abwandlung des 
Falles, in der der Steuerpfl ichtige von vornherein klarstellt, dass er kein Honorar verlangen werde. Dann entsteht die 
Forderung gar nicht erst als nicht abnutzbares Wirtschaftsgut des Anlagevermögens und kann entsprechend auch nicht 
als Gewinn gebucht werden.
Lesen Sie hierzu Hemmer/Wüst/Hölzle/Pinter, Basics Steuerrecht, Rn. 473 ff . und Hemmer/Wüst, Einkommensteuerrecht, 
Rn. 459.

Mike verzichtete vorliegend aus rein privaten, nämlich freundschaftlichen Gründen auf die Geltendmachung der bereits entstandenen 
Forderung.

Der Wert der Forderung ist daher dem Gewinn hinzuzurechnen. Es ergibt sich eine Gewinnauswirkung in Höhe von + 5.500 €.

3. Der Untergang der Waren

Mike hat für die Ersatzbeschaff ung der zerstörten Hochglanzbroschüren 250 € als Betriebsausgaben angesetzt. Es fragt sich, ob 
dies zu Recht erfolgte.

Bereits die Anschaff ung der zerstörten Broschüren als Umlaufvermögen führte zur Realisierung und steuerlichen Berücksichtigung 
von Betriebsausgaben i.S.d. § 4 IV EStG. Wären die Broschüren – wie geplant – zu Werbezwecken verschenkt worden, so hätte dies 
keinerlei Gewinnauswirkung gehabt. 

Sind die Anschaff ungskosten einmal als Betriebsausgaben geltend gemacht worden, entstehen weitere Gewinnauswirkungen nur 
im Falle der Veräußerung oder der Entnahme zu betriebsfremden Zwecken in Form von Betriebseinnahmen. Dann kann aber nichts 

4   Schmidt/Heinicke, § 4 Rn. 400.
5   BFH, BStBl 1975, II, 526; Schmidt/Heinicke, § 4 Rn. 350.



anderes gelten, wenn die Ware untergeht. Würde der Wert der Broschüren hier als Betriebsausgabe angesetzt, so würde dies zu 
einer doppelten Berücksichtigung, nämlich einmal bei Anschaff ung und einmal bei Untergang, führen. 

Nimmt Mike für die untergegangenen Broschüren eine Ersatzbeschaff ung vor, so führt diese, da betrieblich veranlasst, erneut zu 
Betriebsausgaben. Die Nichtberücksichtigung des Untergangs hat daher keinerlei negative Auswirkung für Mike.

Mike hat die 250 € daher zu Unrecht als Betriebsausgaben erfasst. Es ergibt sich eine Gewinnauswirkung von + 250 €.

hemmer-Methode: Beachten Sie, dass dies nur für Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens gilt. Der § 4 III-Rechner 
bilanziert die angeschaff ten Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens nicht. Es werden allein die Anschaff ungskosten als 
Betriebsausgaben berücksichtigt. Anders verhält es sich bei Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens. Hier ist grundsätzlich 
AfA geltend zu machen. 
Wird das Gut nun vorzeitig zerstört, so hat dies in Höhe des restlichen AfA-Volumens (Restbuchwert) Gewinnauswirkung 
(Betriebsausgabe bei betrieblicher Veranlassung).
Lesen Sie zu dem Untergang von Waren des Umlaufvermögens Hemmer/Wüst/Hölzle/Pinter, Basics Steuerrecht, Rn. 477 
und Hemmer/Wüst, Einkommensteuerrecht, Rn. 460. 

4.  Steuerliche Berücksichtigung d. Autos

Mike hat den Mercedes bisher für den VZ 2024 steuerrechtlich überhaupt nicht erfasst. Es fragt sich, wie sich dessen Anschaff ung 
auf den Gewinn auswirkt.

Bei dem Pkw handelt es sich um notwendiges Betriebsvermögen des Anlagevermögens, da die betriebliche Nutzung über 50 % 
beträgt.

hemmer-Methode: Halten Sie notwendiges Betriebsvermögen, gewillkürtes Betriebsvermögen und notwendiges 
Privatvermögen streng auseinander. Liegt die betriebliche Nutzung über 50 %, so handelt es sich um notwendiges 
Betriebsvermögen. Liegt sie unter 10 %, so stellt das Wirtschaftsgut notwendiges Privatvermögen dar. Zwischen 10 und 
50 % betrieblicher Nutzung besteht ein Wahlrecht, ob der Steuerpfl ichtige das in betrieblichem Förderungszusammenhang 
stehende Wirtschaftsgut als Betriebs- oder Privatvermögen behandeln möchte, daher wird es gewillkürtes Betriebsvermögen 
genannt. Seit dem BFH-Urteil vom 02.10.2003, Az.: IV R 13/03, gibt es auch beim § 4 III-Rechner gewillkürtes Betriebsvermögen.
Lesen Sie zum Begriff  des Betriebsvermögens Hemmer/Wüst, Einkommensteuerrecht, Rn. 418 ff .

Die Anschaff ungskosten für ein Wirtschaftsgut des notwendigen Betriebs(anlage-)vermögens sind betrieblich veranlasst und stellen 
daher Anschaff ungskosten i.S.d. § 4 IV EStG dar.

Da der Pkw indes länger als ein Jahr nutzungsfähig ist, können diese nicht sofort in voller Höhe angesetzt werden, sondern sind im 
Rahmen der AfA (§ 7 EStG) geltend zu machen. 

Die AfA-Vorschriften sind kraft der Anordnung in § 4 III S. 3 EStG zu befolgen.

§ 7 EStG stellt grundsätzlich zwei Methoden der Ermittlung der AfA-Raten zur Verfügung. Für bewegliche Wirtschaftsgüter normiert 
§ 7 I EStG die lineare, § 7 II EStG die degressive AfA. 

Der Sachverhalt gibt keinerlei Hinweis darauf, welche AfA-Methode von Mike gewünscht wird, sodass davon auszugehen ist, dass 
die im Jahr 2024 günstigste Form zu berücksichtigen ist.

Zu beachten ist jedoch, dass die degressive AfA nur für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens möglich ist, die nach dem 
31.12.2019 und vor dem 01.01.2024 oder nach dem 31.03.2024 und vor dem 01.01.2025 angeschaff t wurden. Folglich kann Mike 
hier lediglich linear abschreiben; der Mercedes wurde 2024 angeschaff t. 

a) Lineare AfA, § 7 I EStG

Die Anschaff ungskosten für den Pkw betragen 25.000 €.

Bei der linearen AfA ist jeweils für ein Jahr der Teil der Anschaff ungskosten abzusetzen, der bei gleichmäßiger Verteilung dieser Ko-
sten auf die Gesamtdauer der Verwendung oder Nutzung auf ein Jahr entfällt.

Der Pkw ist sechs Jahre nutzungsfähig. 

Es ergibt sich daher bei Verteilung der Anschaff ungskosten auf diese Gesamtnutzungsdauer eine jährliche AfA-Rate von (30.000 € : 
6 =) 5.000 €.

Nach § 7 I S. 4 EStG kann die volle Jahres-AfA – unabhängig vom Tag der Anschaff ung im Januar – zum Abzug gebracht werden. 

b) Anteil der Eigennutzung

Der Pkw wird sowohl privat als auch betrieblich genutzt und ist damit ein sog. gemischt genutztes Wirtschaftsgut. Aufwendungen der 
privaten Lebensführung unterliegen gemäß § 12 Nr. 1 EStG einem Abzugsverbot. 

Der BFH lässt den Abzug sämtlicher Kosten eines gemischt genutzten Wirtschaftsguts dann nicht zu, wenn die privaten und betriebli-



chen Nutzungsanteile nicht anhand objektiver Kriterien getrennt werden können und die private Nutzung auch nicht vernachlässigbar 
ist (< 10 %). 

Bei einem Pkw kann anhand der gefahrenen Kilometer eine objektive Trennung vorgenommen werden, die nach § 6 I Nr. 4 S. 3 EStG 
mittels eines Fahrtenbuches nachgewiesen werden kann. Da Mike kein Fahrtenbuch führt und seine betriebliche Nutzung größer 
als 50 % ist, kann er die Trennung auch anhand der Pauschalregelung des § 6 I Nr. 4 S. 2 EStG (sog. 1 %-Regelung) vornehmen. 

Dies ergibt für die Monate Januar bis Dezember 2024 je 1 % des Listenpreises des Fahrzeuges, demnach (1 % x 30.000 € x 12 =) 
3.600 €, die als Nutzungsentnahme gewinn erhöhend zu berücksichtigen sind.

hemmer-Methode: Der Listenpreis der Erstzulassung ist auch dann maßgebend, wenn das Fahrzeug gebraucht gekauft 
wird. Auch ein zehn Jahre alter Mercedes wäre daher mit 1 % des damaligen Neuwagenpreises zu versteuern. Hieraus 
können zum Teil abenteuerliche Ergebnisse entstehen. Andererseits besteht ein Anreiz für alle Oldtimerliebhaber, da auch 
ein Mercedes 300 SL mit dem damaligen Neuwagenpreis von 12.500 DM zu veranschlagen wäre!

c) Zwischenergebnis

Aus der Anschaff ung des Autos ergeben sich daher im Ergebnis folgende Gewinnauswirkungen:

Mike kann für 2024 im Wege der linearen AfA nach § 7 I EStG Betriebsausgaben in Höhe von 5.000 € ansetzen.

Für den Anteil der privaten Nutzung hat Mike monatlich 1 % des Bruttolistenpreises als Entnahme dem Gewinn hinzuzuaddieren. 
Dieser erhöht sich daher für die 12 Monate der Pkw-Nutzung um 3.600 €.

5. Der Anzug

Mike hat einen Anzug gekauft, den er ausschließlich zu betrieblichen Zwecken trägt. Die hierfür aufgewendeten 500 € könnten sich 
daher als Betriebsausgaben i.S.d. § 4 IV EStG darstellen, da sie durch den Betrieb veranlasst sind.

Dem könnte indes § 12 Nr. 1 EStG entgegenstehen. Entgegen dem Wortlaut und gegen den überwiegenden Widerstand aus dem 
Schrifttum entnahm der BFH der Vorschrift des § 12 Nr. 1 EStG ein konstitutives Aufteilungs- und Abzugsverbot für Aufwendungen, 
die Wirtschaftsgüter betreff en, die auch der privaten Nutzung fähig sind. Ob das Wirtschaftsgut auch tatsächlich privat genutzt wird, 
ist hierbei unerheblich. Es komme auf die rein objektive private Nutzungsmöglichkeit an.

Diese Auff assung hat der Große Senat des BFH in einem Urteil zur Absetzbarkeit einer Reise indes aufgegeben.6 Bei der siebentä-
gigen Reise konnte lediglich für vier Tage eine berufl iche Veranlassung nachgewiesen werden. Der BFH ließ einen Abzug von 4/7 
der Kosten zu. 

Zugleich hat der Große Senat des BFH aber bekräftigt, dass er am Abzugsverbot für bürgerliche Kleidung, Brillen und dergleichen 
festhält. Zwar sei hier eine Aufteilung in berufl iche und private Nutzung denkbar. 

Allerdings seien den Belastungen des Steuerpfl ichtigen für diese Aufwendungen durch die Steuerfreiheit des Existenzminimums und 
die Abzugsfähigkeit von Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen hinreichend Rechnung getragen.

hemmer-Methode: Eine wichtige Entscheidung des BFH! Zwar ändert sie nichts daran, dass insbesondere bürgerliche 
Kleidung nicht abzugsfähig ist. Allerdings fi ndet der BFH hierfür nun eine dogmatisch vertretbare Begründung. Zuvor war 
sehr deutliche Kritik insbesondere der Literatur an dem Aufteilungs- und Abzugsverbot geübt worden.

Mike kann die Kosten für den Anzug somit nicht abziehen. Der Gewinn erhöht sich daher um 500 €.

6. Das Darlehen

Mike hat den Zufl uss der Darlehensvaluta in Höhe von 5.000 € als Betriebseinnahme gewinnerhöhend erfasst.

Es fragt sich, ob dies zu Recht erfolgte.

Der Begriff  der Betriebseinnahmen ist für die Gewinneinkunftsarten nicht defi niert. Betriebseinnahmen sind jedoch analog § 8 I EStG 
und e contrario § 4 IV EStG solche Zufl üsse in Geld oder Geldeswert, die durch den Betrieb veranlasst sind.7 

Dies wäre bei der Darlehensvaluta grundsätzlich der Fall. 

Das Darlehen ist aus betrieblichen Gründen aufgenommen worden, das Geld wurde für betriebliche Zwecke verwendet.

Jedoch können Betriebseinnahmen nur solche Zufl üsse sein, die dem Betrieb bzw. dem Steuerpfl ichtigen auf Dauer zufl ießen. Die 
Darlehensvaluta ist nicht dazu bestimmt, auf Dauer in dem Betrieb zu verbleiben. Vielmehr ist diese zurückzuzahlen. Bei der Darle-
hensaufnahme handelt es sich um reine Geldbewegungen im Vermögensbereich.8 Betriebseinnahmen können daher nicht angenom-
men werden. Dies folgt auch aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz mit der Gewinnermittlung nach § 4 I EStG. 

6   Urteil des BFH vom 21.09.2009, GrS 1/06, zitiert etwa in NJW 2010, 891 ff . 
7   Umstr., so aber die Rspr. und Finanzverwaltung, vgl. H 4.7 EStH, Schmidt/Loschelder, § 4 Rn. 420 m.w.N.
8   Schmidt/Loschelder, § 4 Rn. 376.


